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Zwischenbericht zur Beantwortung der Motion Salome Hofer und Konsorten 
betreffend einer Jugendbewilligung für Basel  P125147 
 

 
 

 
 

1. Der Regierungsrat beantragt dem Grossen Rat, die Frist für die Vorlage 
eines Grossratsbeschlusses betreffend die Motion Salome Hofer und 
Konsorten bis zum 31. Dezember 2017 zu verlängern.  

 
 

Begründung 
Die Motion fordert eine neue Bewilligungsart zur Nutzung des öffentlichen 
Raumes, damit Jugendliche ohne komplizierte Bewilligungsverfahren spon-
tan Feste und Treffpunkte im öffentlichen Raum abhalten können. Eine so-
genannte „Jugendbewilligung“ soll im Rahmen der speziellen Nutzungspläne 
(SNUP) umgesetzt werden. Aufgrund der hängigen Einspracheverfahren ge-
gen die Entwürfe der SNUP kann zum heutigen Zeitpunkt nicht mit einer ab-
schliessenden Beantwortung der Motion bis zum 20. März 2017 gerechnet 
werden. Der Regierungsrat beantragt daher eine Fristverlängerung bis zum 
31. Dezember 2017, damit die Erfüllung der inhaltlichen Anliegen der Motio-
näre im Rahmen der speziellen Nutzungspläne gewährleistet werden kann. 
 
 

                                                                                            


